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Bonn, den 19. Februar 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Verschmutzung des Wassers durch öl 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/86 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einverneh- 
men mit den beteiligten Bundesressorts wie folgt: 

Zu 1. a) 

Mit der Lagerung von Mineralöl in Behältern und 
dem Transport von Mineralöl in Fahrzeugen oder 
Rohrleitungen sind insbesondere Gefahren einer 
Verschmutzung des Grund- und Oberflächenwas- 
sers verbunden. Schäden dieser Art können ein- 
treten durch technische Mängel der Anlagen und 
Transportmittel sowie durch Unachtsamkeit und 
durch Unfälle. 

Durch das Einsickern von Mineralölen in den Boden 
droht dem Grundwasser, aus dem rund 75 v. H. des 
Trinkwassers gewonnen werden, die größte Gefahr. 
Die räumliche und zeitliche Auswirkung einer Öl- 
verschmutzung hängt von den geologischen Gege- 
benheiten ab. Durch eine auf dem Grundwasser 
schwimmende Schicht von Mineralöl können die 
für den Abbau von organischen Stoffen wichtigen 
Oxydationsvorgänge behindert werden. Mineralöl 
kann jahrelang im Untergrund festgehalten wer- 
den. Wasserlösliche Bestandteile aus in den Unter- 
grund eingedrungenem Mineralöl können das 
Grundwasser unter bestimmten Bedingungen schon 
bei Verdünnungen von mehr als 1:1 000 000 unge- 
nießbar machen. 

In oberirdischen Gewässern wird die Selbstreini- 
gung durch Verschmutzung mit Mineralölen ge- 
hemmt. Im Flußbett kann Mineralöl ein Verkleben 
der Bodenschichten bewirken und sie in Verbindung 
mit anderen Stoffen dadurch abdichten. Fische neh- 
men in durch öl verunreinigten Gewässern einen 
Beigeschmack an und können dadurch für den 
menschlichen Genuß ungeeignet werden. 

Soweit Trinkwasser aus Oberflächenwasser ent- 
weder unmittelbar durch Aufbereitung oder mittel- 
bar durch Versickerung oder Anreicherung gewon- 
nen wird, können durch Ölverschmutzungen, die 


nicht rechtzeitig erkannt und abgewandt werden, 
die Filterschichten der Wassergewinnungsanlagen 
verkleben. Dadurch wird die Reinigungskraft der 
Mikroorganismen vermindert. Darüber hinaus ver- 
ursachen die Verschmutzungen mit ihren löslichen 
Bestandteilen Qualitätsverschlechterungen des Was- 
sers bis zur Ungenießbarkeit. 

Zu 1. b) 

Aus Zusammenstellungen interessierter Verbände 
geht hervor, daß zumindest 150 Schadens- und Un- 
glücksfälle mit Mineralöl oder Mineralölprodukten 
eingetreten sind, die mit wenigen Ausnahmen in 
die letzten 4 Jahre fallen. Bei rund 100 Fällen kann 
eine akute Bedrohung des Oberflächen- und Grund- 
wassers angenommen werden; bei rund 50 Fällen 
ist eine Verunreinigung des Wassers tatsächlich 
eingetreten. Im Einzugsgebiet der Ruhr mit 4500 
km 2 und 2,1 Millionen Einwohnern ist z. B. allein 
in den Monaten von November 1960 bis März 1961 
für die Wasserwerke 41mal Ölalarm gegeben wor- 
den. 

Bei dem Bruch der Erdölfernleitung von Wilhelms- 
haven nach Köln bei Meppen im August 1961 haben 
mehrere 100 m 3 Rohöl eine Bodenfläche von etwa 
2000 m 2 bedeckt und sind zum Teil in die dort vor- 
handenen Moorgräben geflossen. Hier konnte je- 
doch eine akute Bedrohung durch Sofortmaßnah- 
men abgewendet werden. 

Zu 1. c) 

Auf dem Gebiete des Wasserrechts ist — von den 
Bundeswasserstraßen abgesehen — die Gesetzge- 
bungszuständigkeit des Bundes nach Artikel 75 
Nr. 4 des Grundgesetzes auf Rahmenvorschriften 
beschränkt. Das Gesetz zur Ordnung des Wasser- 
haushalts vom 27. Juli 1957 (WHG) (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1113) und die zur Ausfüllung dieses Ge- 
setzes erlassenen Landeswassergesetze enthalten 
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Vorschriften zum Schutz des Wassers gegen Ver- 
unreinigung schlechthin. So dürfen nach § 34 Abs. 2 
WHG Stoffe nur so gelagert oder abgelagert wer- 
den, daß eine schädliche Verunreinigung des Grund- 
wassers nicht zu besorgen ist. Das gleiche gilt für 
die Beförderung von Flüssigkeiten und Gasen durch 
Rohrleitungen. Zum Schutze namentlich der öffent- 
lichen Wasserversorgung können Wasserschutzge- 
biete festgesetzt werden, in denen bestimmte Hand- 
lungen verboten oder nur beschränkt zulässig sind 
(§ 19 WHG). Für Schädigungen des Wassers durch 
Einbringen oder Einleiten von Stoffen oder durch 
andere im Gesetz im einzelnen auf geführte Tatbe- 
stände besteht eine der Höhe nach unbegrenzte 
Gefährdungshaftung (§ 22 WHG). Die in den Lan- 
deswassergesetzen enthaltenen Schutzvorschriften 
sind unterschiedlich gestaltet. 

Für die Bundeswasserstraßen sind die notwendigen 
Vorschriften zum Schutz gegen eine Verunreini- 
gung im Gesetz zur Reinhaltung der Bundeswasser- 
straßen vom 12. August 1960 (Bundesgesetzbl. II 
S. 2125) enthalten. Auch hier besteht eine unbe- 
grenzte Gefährdungshaftung. 

Außerhalb des Wasserrechts gelten verschiedene 
Bestimmungen, die sich zum Schutz des Wassers 
gegen Verunreinigung durch Mineralöl auswirken. 
So enthält die Verordnung über den Verkehr mit 
brennbaren Flüssigkeiten vom 18. Februar 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 83) Bestimmungen über die 
Dichtheit von Lager- und Tankwagenbehältern und 
über den Transport von Mineralöl. Diese Bestim- 
mungen erfassen nicht die Dichtheit der Behälter 
für Heizöl, den Transport und die Lagerung von 
Heizöl in Haushaltungen. Hinsichtlich der besonde- 
ren Vorschriften, durch die die Ölverschmutzung 
der Binnengewässer durch Schiffe verhindert wer- 
den soll, wird auf die Ausführungen unter 3. a) 
verwiesen. 

Die Länder haben auf Grund des Bauordnungsrechts 
Rechts- oder Verwaltungs Vorschriften über die Her- 
stellung, die Werksprüfung, den Transport, den 
Einbau und die Schlußprüfung von Lagerbehältern 
für Heizungsanlagen erlassen. Ihre Vorschriften zur 
Überwachung alter Lagerbehälter in Haushaltungen 
sind noch lückenhaft. 

Ob die angeführten Vorschriften einen ausreichen- 
den Schutz des Wassers gegen Verunreinigung 
durch Öl bieten, hängt entscheidend von ihrem 
Vollzug ab. Darüber hinaus hält die Bundesregie- 
rung jede mögliche Verstärkung des rechtlichen 
Schutzes des Wassers für geboten. Sie hält den 
rechtlichen Schutz noch nicht für ausreichend, so- 
weit es sich um die Abwehr von Gefahren handelt, 
die beim Transport von Mineralöl und bei der 
Lagerung von Heizöl in Haushaltungen für das 
Wasser auftreten können. 

Zu 2. a) 

Bei der gegebenen Verteilung der Gesetzgebungs- 
zuständigkeiten auf dem Gebiete des Wasserrechts 


wird es Aufgabe des Landesgesetzgebers sein, die 
ihm zur Verfügung stehenden Befugnisse zum Er- 
laß von Vorschriften zum Schutze des Wassers voll 
auszunutzen. Für den Bereich der Bundeswasser- 
straßen erläßt der Bundesminister für Verkehr die 
zum Gesetz zur Reinhaltung der Bundeswasser- 
straßen erforderlichen Vorschriften. 

Wie die Bundesregierung bereits in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage betreffend „Sicherheits Vor- 
schriften für Erdölleitungen" der Abgeordneten Dr. 
Stecker und Genossen zum Ausdruck gebracht 
hat — Drucksache IV/25 vom 20. November 1961 — , 
werden bundeseinheitliche Sicherheitsvorschriften 
für die Verlegung von Erdölfernleitungen für erfor- 
derlich gehalten. Der Bundesminister für Arbeit 
bereitet zur Zeit „Sicherheitstechnische Richtlinien 
für Fernleitungen zur Beförderung brennbarer Flüs- 
sigkeiten" vor. 

Die Einbeziehung von Tankfahrzeugen für Heizöl 
in die überwachungs Vorschriften des § 14 der Ver- 
ordnung über den Verkehr mit brennbaren Flüssig- 
keiten wird zur Zeit erörtert. 

Der Bundesminister für Verkehr wird in Kürze 
Merkblätter über das Verhalten des Fahrpersonals 
bei Unfällen mit Tankfahrzeugen, die Benzin, Die- 
selkraftstoff oder Heizöl im Straßenverkehr beför- 
dern, herausgeben. 

Im übrigen wird die Bundesregierung laufend prü- 
fen, welche weiteren Maßnahmen erforderlich sind. 

Zu 2. b) 

In der Regel werden bei Gewerbebetrieben mit 
besonderem Gefahrengrad Abhilfemaßnahmen für 
den Schadensfall vom Betreiber in einer Betriebs- 
anweisung festgelegt, die dem Bedienungspersonal 
bekanntgegeben und in deren Befolgung das Be- 
dienungspersonal unterwiesen wird. In Verfolg der 
Anregung der vorliegenden Kleinen Anfrage wird 
die Bundesregierung prüfen, ob in den zu erlas- 
senden Technischen Vorschriften zur Verordnung 
über brennbare Flüssigkeiten die Erstellung und 
Bekanntgabe eines Sicherheitsberichtes für Objekte 
besonderen Gefahrengrades aufgenommen werden 
kann. 

Zu 2. c) 

Die Prüfung der Möglichkeit, eine Pflichtversiche- 
rung einzuführen, hat ergeben, daß nach den bis- 
herigen Unterlagen und Erfahrungen die Voraus- 
setzungen für die Einführung einer gesetzlichen 
Versicherungspflicht nicht gegeben sind. Es ist 
möglich, das Risiko auf freiwilliger Basis bei den in 
der Bundesrepublik zugelassenen Versicherungs- 
unternehmen zu versichern. Die Allgemeinen Ver- 
sicherungsbedingungen für diese besondere Haft- 
pflichtversicherung liegen dem Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungs- und Bausparwesen zur Ge- 
nehmigung vor. Das Genehmigungsverfahren ist 
noch nicht abgeschlossen; es können jedoch bereits 
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jetzt Verträge über diese besondere Haftpflichtver- 
sicherung abgeschlossen werden. Im Hinblick dar- 
auf, daß die Inhaber dieser Anlagen nach § 22 des 
Wasserhaushaltsgesetzes eine der Höhe nach un- 
begrenzte Gefährdungshaftung für die durch Ver- 
schmutzung des Wasser entstehende Schäden trifft, 
liegt es in ihrem eigenen Interesse, eine solche 
Haftpflichtversicherung abzuschließen. 

Zu 3. a) 

Durch die unter 1. c) genannten Wassergesetze des 
Bundes und der Länder ist auch das Einbringen von 
öl in die Gewässer untersagt und unter Strafe ge- 
stellt. Außerdem ist in den auf den Binnenschiff- 
fahrtsstraßen des Bundes geltenden Schiffahrts- 
Polizeiverordnungen, insbesondere der Rheinschiff- 
fahrts-Polizeiverordnung und der Binnenschiffahrts- 
straßen-Ordnung, das ausdrückliche Verbot enthal- 
ten, Rückstände von Öl und flüssigen Brennstoffen 
in die Wasserstraßen zu gießen oder sonst einzu- 
bringen. Den Schiffsführern ist ferner vorgeschrie- 
ben, die an Bord anfallenden Rückstände von öl 
und flüssigen Brennstoffen einschließlich ölhaltiger 
Abwässer in regelmäßigen, durch den Zustand und 
den Betrieb des Fahrzeugs bestimmten Abständen 
an die hierfür bestehenden Einrichtungen abzu- 
geben und zum Zwecke des Nachweises die Ab- 
gabequittungen hierüber an Bord aufzubewahren. 
Soweit auf den einer internationalen Stromkom- 
mission unterstehenden Bundeswasserstraßen Rhein 
und Donau entsprechende Vorschriften noch nicht 
gelten, werden sie am 1, April 1962 in Kraft treten. 

Darüber hinaus ist das Vorhandensein von geeig- 
neten Entölern oder Sammelbehältern an Bord der 
Binnenschiffe auf allen Bundeswasserstraßen, außer 
Rhein und Donau, allgemein vorgeschrieben. Für 
den Rhein ist der Zentralkommission für die Rhein- 
schiffahrt in Straßburg von deutscher Seite inzwi- 
schen eine Bestimmung vorgeschlagen worden, 
durch die verhindert werden soll, daß aus den Bil- 
gen und den sonstigen der Sammlung von Rück- 
ständen von öl und flüssigen Brennstoffen oder 
ölhaltigen Abwässern dienenden Behältern mit öl 
verunreinigtes Wasser im regelmäßigen Betrieb 
ins Wasser gelenzt werden kann. 

Zu 3. b) 

Bei dem großen Kreis der für die Binnengewässer 
zuständigen Behörden und der für die Verfolgung 
einschlägiger Straftaten zuständigen Gerichte wäre 
eine Beantwortung der Frage erst nach längeren 
Ermittlungen möglich. 


Zu 3. c) 

Das an Bord der Schiffe anfallende Motorenaltöl 
kann im allgemeinen bei den im gesamten Bundes- 
gebiet bestehenden Bunkerstationen und Bunker- 
booten sowie sonstigen Auffangstellen abgegeben 
werden. Daneben sind verschiedene Reedereien 
dazu übergegangen, das Motorenaltöl ihrer Schiffe 
selbst zu sammeln und zu verwerten. 

In Duisburg-Ruhrort bestehen ferner eine Auf- 
nahmestation (Slopanlage) für ölhaltige Wasch- 
wässer der Tankschiffe, die dünnflüssige öle und 
Benzin, sowie eine Schiffsreinigungsanlage für 
Tankschiffe, die zähflüssige Öle und Teere beför- 
dern. 

Anlagen zur Aufnahme von ölhaltigen Abwässern 
der Binnenschiffe, d. h. vor allem ihrer Bilgen- 
wässer, die über technische Einrichtungen verfü- 
gen, um das Öl so vom Wasser zu trennen, daß 
dieses wieder den Gewässern zugeführt und das 
öl erneut verwendet werden kann, bestehen weiter 

a) am Nord-Ostsee-Kanal, 

b) im Hamburger Hafen, 

c) im Hafen Emden, 

d) bei verschiedenen Ölraffinerien und in Tank- 
schiffhäfen im westdeutschen Kanalgebiet und 
am Rhein (vorwiegend für die dort bunkernden 
oder umschlagenden Fahrzeuge). 

Bei neuen Raffinerien wird die Errichtung derarti- 
ger Anlagen regelmäßig in der Genehmigung vor- 
geschrieben. 

Im Rheinstromgebiet werden begrüßenswerterweise 
von einer zu diesem Zweck gegründeten Gesell- 
schaft nunmehr auch Entölerboote zur Aufnahme 
der Bilgenwässer der Binnenschiffe eingesetzt. Von 
diesen Booten, die der gesamten Schiffahrt zur Ver- 
fügung stehen, befinden sich die Boote „Bilgenent- 
öler 1 “ in Duisburg und „Bilgenentöler 2" in Frie- 
drichsfeld bereits im Dienst. Je ein weiteres Boot 
dieser Art soll in Kürze in Mainz und in Mann- 
heim in Dienst gestellt werden. 

Der weitere Ausbau dieser Organisation wird je- 
doch dadurch behindert, daß das aus den Bilgen ge- 
wonnene Altöl wegen seines Zusatzes von Treib- 
stoffen nur mit Schwierigkeiten von der mittelstän- 
dischen Industrie, die es abnimmt, weiterverwendet 
werden kann. 


Dr. Schwarzhaupt 
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